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Absehbarer Abschied von der
HGB-Bilanzierung?

L esern des Wirtschaftsteils �berregionaler
Tageszeitungen werden seit Wochen ra-

dikale Bilanzrechtsreformen angek�ndigt:
Verfechter einer generellen Bilanzierung
nach International Financial Reporting
Standards (IFRS) m�nzen ihre Wunschvor-
stellungen um in die allzu k�hne Prognose,
daß es in zehn Jahren keine HGB-Bilanzen
mehr geben werde. An deren Stelle tr�ten
eine IFRS-Bilanz und daneben eine von die-
ser unabh�ngige Steuerbilanz; damit sei zu-
gleich die grunds�tzliche Maßgeblichkeit
der handelsrechtlichen GoB f�r die Steuer-
bilanz aufgehoben.

Bemerkenswert erscheint zun�chst, daß
man der IFRS-Bilanz die Eignung als Steuer-
bilanz abspricht – und dies durchaus zu
Recht. Man konzediert damit freilich, daß
IFRS-Bilanzen ungeeignet sind, den als Ge-
winn entziehbaren (aussch�ttbaren) Betrag
zu bestimmen, wie das die Aufgabe indes
nicht nur der Steuerbilanz ist: Auch die
Handelsbilanz dient dann der Ermittlung
eines als Gewinn entziehbaren Betrags,
wenn sie die Grundlage f�r die Bemessung
von (insbesondere gesellschaftsrechtlichen)
Gewinnanspr�chen bildet. Wegen der hier
ausgepr�gten Erfordernisse der Rechtssi-
cherheit und Rechtsklarheit muß die Han-
delsbilanz durch jene Objektivierungsprin-
zipien charakterisiert sein, wie sie die
h�chstrichterliche Rechtsprechung in Aus-
legung der handelsrechtlichen GoB in den
letzten Jahrzehnten gefestigt hat.

Im Schrifttum ist die Bedeutung des Objek-
tivierungserfordernisses f�r die Handelsbi-
lanz l�ngst ebenso �berzeugend dargelegt
worden, wie dort die entsprechenden M�n-
gel der IFRS-Bilanz nachzulesen sind: Ein
komprimierter Nachweis findet sich in dem
Beitrag des Arbeitskreises Bilanzrecht der
Hochschullehrer Rechtswissenschaft in die-
ser Zeitschrift (BB 2002, 2372ff.); �berzeu-
gend wird dort im �brigen auch die von
IFRS-Anh�ngern propagierte These wider-
legt, wonach ein Solvency Test das Problem
des entziehbaren Betrags befriedigend l�se.

Im Ergebnis f�hrte eine alle Kaufleute tref-
fendePflicht zurErstellung einer IFRS-Bilanz
zu einer Dreifachbilanzierung: Erforderlich
w�re dann neben der IFRS-Bilanz (als reiner

„Informationsbilanz“) eine HGB-Bilanz als
reiner Aussch�ttungsbilanz und eine steuer-
rechtliche Sondervorschriften ber�cksichti-
gende Steuerbilanz. Man fragt sich, f�r wen
ein solcher Erstellungs- und Pr�fungsauf-
wand lohnend sein k�nnte. Eine – ohnehin
�berf�llige – Korrektur der Bilanzvorschrif-
ten des HGB reichte aus: Die von expliziten
Wahlrechten bereinigte HGB-Bilanz w�re
unter Informationsaspekten der IFRS-Bilanz
sogar �berlegen, ist diese doch, was oft �ber-
sehen wird, ungleich st�rker als eine objekti-
vierungsgepr�gteHGB-Bilanz durchschwer-
wiegende implizite Wahlrechte charakteri-
siert: Der ber�chtigte Impairment Test beim
Goodwill oder die vagen Ansatzrestriktio-
nen f�r immaterielle Anlagewerte bilden
doch nur besonders augenf�llige Beispiele
f�r zum Mißbrauch einladende Ermessens-
spielr�ume. Mindestvoraussetzung daf�r,
daß es in zehn Jahren keine HGB-Bilanz
mehr geben wird, sind IFRS, die den Erfor-

dernissen der Rechtssicherheit und der
Rechtsklarheit hinreichend gen�gen. Ohne
einen solchen Paradigmawechsel bei den
IFRS w�re es unverantwortlich, alle Kaufleu-
te zu einer IFRS-Bilanz zu verpflichten. Hat
man verdr�ngt, daß es sich bei der HGB-Bi-
lanzumeineRechtsmateriehandelt?

Wer die Abl�sung der HGB-Bilanzierung
durch die IFRS binnen einer Zehnjahresfrist
prognostiziert, muß annehmen, daß es in
zehn Jahren befriedigendere IFRS geben
wird, daß die IFRS-Verfasser ihrem Ziel n�-
hergekommen sind, „high quality, under-
standable and enforceable global accoun-
ting standards“ zu entwickeln (Preface zu
den IFRS; 6a). Auf die bisherige (immerhin
jahrzehntelange) Entwicklung der IFRS l�ßt
sich solcher Optimismus freilich nicht st�t-
zen; man muß bef�rchten, daß dieses Regel-
werk in zehn Jahren noch komplizierter,
un�bersichtlicher, unbest�ndiger, diffuser,
redundanter und unsystematischer sein
wird, daß man sich von einer Prinzipien-
orientierung noch weiter entfernt hat, kurz,
daß sich die Zumutungen f�r die IFRS-An-
wender eher verst�rken werden.

Ganz ausschließen kann man freilich nicht,
daß die EU k�nftig ihrer Machtposition ge-
gen�ber dem International Accounting
Standards Board gerecht werden k�nnte;
doch sollte dann auch daf�r gesorgt werden,
daß die Deutschverderberei in den (amt-
lichen) �bersetzungen der IFRS aufh�rt:
Was soll man wohl halten von einer „ab-
geschriebenen Wiederbeschaffungswertme-
thode“? Da istdie Rededavon, daß man „Ge-
w�hrleistungsverpflichtungen zahlt“, daß
der „beizulegende Zeitwert … bewertet“
wird, daß „R�ckstellungen … von abge-
schlossenen Verkaufsvertr�gen entstehen“
k�nnen, oder es finden sich „erstmalige Be-
triebsverluste, wie diejenigen, die w�hrend
der Nachfrage nach Produktionserh�hung
desGegenstandsauftreten“.

Ein solcher Wechsel setzte
IFRS voraus, die den Erforder-
nissen der Rechtssicherheit
und der Rechtsklarheit
gen�gen
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